Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Neufassung des Verwarnungsgeldkataloges 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. den derzeit vorliegenden Entwurf einer Neufassung des 

Verwarnungsgeldkataloges zurückzuziehen, 

2. einen neuen Entwurf vorzulegen, 

— der inflationär motivierte Erhöhungen der Verwarnungs- 
gelder in jedem Falle ausschaltet, 

— der in angemessener Weise der Überlegung Rechnung 
trägt, daß ein besseres Verhalten der Autofahrer nicht 
mit einer drastischen Erhöhung der Verwarnungsgelder 
bestraft werden sollte. 


Bonn, den 7. November 1974 


Carstens, Stücklen und Fraktion 


Begründung 

Die Bundesregierung stellt in ihrem Verkehrssicherheitspro- 
gramm fest: „Ein durchgreifender Erfolg aller Anstrengungen 
zur Verhütung von Unfällen ist davon abhängig, daß es gelingt, 
das Verhalten des Menschen zu beeinflussen. Gesetze und Ver- 
ordnungen sowie eine noch so strikte Überwachung ihrer Ein- 
haltung können dies nur bis zu einem gewissen Grad erreichen 
. . . Alles Erfolgversprechende ist zu unternehmen, um dahin zu 
gelangen, daß sich die Menschen von sich aus und in eigener 
Verantwortung besser dem modernen Verkehr anpassen". 

Das konkrete Handeln der Bundesregierung steht zu dieser 
Aussage im Widerspruch, wenn sie trotz eines Rückgangs der 
Straßenverkehrsunfälle, d. h. einer Verbesserung des Verhal- 
tens der Autofahrer die Verwarnungsgelder auf breiter Front 
drastisch erhöht. 
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